
 

   
 

        
 
Jetzt in einen modernen ÖPNV investieren und damit die Mobilität für 
täglich 24 Millionen Fahrgäste und rund 300.000 Arbeitsplätze sichern. 
 
Berlin, 11. März 2026 
 
Gemeinsamer Appell an den Koalitionsausschuss zum Klimaschutzprogramm. 
 

Öffentlichen Nahverkehr sichern und stärken 
Der öffentliche Nahverkehr ist seit Jahren unterfinanziert  
Steigende Energie- und Personalkosten, Investitionsbedarf für Fahrzeuge und Infrastruktur sowie 
angespannte kommunale Haushalte führen bereits jetzt zu Angebotskürzungen und weiteren 
Einsparungen im ÖPNV. Um allein den Status Quo des heutigen ÖPNV-Angebots zu erhalten und zu 
modernisieren, sind laut einem unabhängigen Gutachten zur Finanzierung der Leistungskosten im 
ÖPNV bis 2040 bundesweit seit dem Jahr 2025 jährlich zusätzlich 1,44 Milliarden Euro nötig. Der 
deutsche ÖPNV wurde über Jahre auf Verschleiß gefahren, so dass ein Großteil der Infrastrukturen 
inzwischen stark sanierungsbedürftig oder marode ist. 
 
Der ÖPNV ist das Rückgrat von Wirtschaft, sozialer Teilhabe und Klimaschutz.  
Die Fahrgastzahlen und Personenkilometer steigen seit dem Ende der Corona-Pandemie wieder an, 
dies ist auch der Einführung des Deutschlandtickets zu verdanken. 24 Millionen Fahrgäste sind täglich 
auf funktionierende Busse und Bahnen angewiesen. Mehr als 135.000 Menschen arbeiten allein im 
Fahrdienst, weitere 124.000 in Werkstätten, Verwaltung und Behörden. Ohne den ÖPNV stehen 
Städte still, Schüler*innen kommen nicht zur Schule, Azubis und Beschäftigte nicht zur Arbeit, Staus 
nehmen massiv zu. Der ÖPNV ist gerade auch in Krisenzeiten ein Wirtschaftsfaktor und Jobmotor. 
Jeder in den ÖPNV investierte Euro löst einen volkswirtschaftlichen Mehrwert von 3 Euro aus.  
 
Bund und Länder müssen jetzt Verantwortung übernehmen und die nötigen Investitionen für eine 

Modernisierung des ÖPNV anstoßen.  
Denn Städte und Kommunen werden selbst bei massivem Einsatz eigener Haushalts- und 

Querverbundsmittel den Ausbau, Erhalt, attraktive Arbeitsplätze und auch den Betrieb selbst im 

Bestandsnetz im heutigen Umfang nicht mehr gewährleisten können. Weiteres Zögern verschärft die 

Krise – und gefährdet die tägliche Mobilität von Millionen Bürger*innen, Arbeitsplätze, soziale 

Teilhabe und das Vertrauen in politische Handlungsfähigkeit.  
 

ÖPNV im Klimaschutzprogramm aktiv umsetzen 
Die Bundesregierung hat mit dem Klimaschutzprogramm die Chance und Pflicht, echte ökologische 

und soziale Maßnahmen vorzuschlagen. Die langfristige Modernisierung und der Ausbau des ÖPNV 

sind dabei zentral für den Klimaschutz und die Funktionsfähigkeit des Staates. Der ÖPNV wird im 

aktuellen Entwurf aber nicht berücksichtigt: Der Modernisierungspakt für Busse, Bahnen und 

Infrastrukturen, obwohl im Koalitionsvertrag eindeutig beschlossen, ist – wenn überhaupt - nur eine 

Randnotiz.  

 

 

 

 

 

 



 

   
 

 

Obwohl mit einer Modernisierung bis zum Jahr 2040 die Treibhausgasemissionen um 2,4 Millionen 

Tonnen CO2 jährlich reduziert werden können und durch die Investitionen mehr als 35.500 

zusätzliche Fachkräftejobs entstehen.  
 

Wir appellieren deshalb an die Bundesregierung, kurzfristig zusätzliche Mittel für ein besseres 
ÖPNV-Angebot bereitzustellen: 
 

1. Eine Soforthilfe für den Nahverkehr, vor allem in den Kommunen, in Höhe von 2,88 Mrd. 
Euro (laut VDV-Gutachten je 1,44 Mrd. für 2025 und 2026) zur Absicherung von 
Bestandsverkehren und zur flächendeckenden Modernisierung des deutschen ÖPNV. 
  

2. Unverzüglicher Start des Beteiligungsprozesses zum Modernisierungspakt zwischen Bund 
und Ländern zur langfristigen Finanzierung in die Infrastrukturen und in den Betrieb des 
öffentlichen Nahverkehrs.  
 

3. Bedarfsgerechte Aufstockung der Bundes- und Landesmittel im Regionalisierungsgesetz und 
Fortentwicklung der ÖPNV-Finanzierung.  

 
Deutschland muss bis spätestens 2045 klimaneutral werden. Der Ausbau des öffentlichen 
Nahverkehrs ist im Verkehrssektor ein entscheidender Faktor. Es ist jetzt die Zeit, mit Mitteln aus dem 
Sondervermögen den Öffentlichen Nahverkehr zu modernisieren und damit für die heutigen und 
zukünftigen Mobilitätsbedürfnisse der Bürger*innen aufzustellen. Das Klimaschutzprogramm muss 
hierfür jetzt strategisch und langfristig bis 2035/45 die Weichen stellen. Dafür braucht es eine 
entschlossene finanzielle Zusage vom Bund. 
 
Wir wenden uns an den Koalitionsausschuss mit der dringenden Forderung, die Finanzmittel in Höhe 
von 2,88 Mrd. Euro für eine Soforthilfe im ÖPNV über das Klimaschutzprogramm bereitzustellen und 
den im Koalitionsvertrag vereinbarten Modernisierungspakt umzusetzen.  
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